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AKTUELL 
Franken erneut im 
Aufwind 

D e r  Franken ist gestern gegen 
wichtige Währungen  e rneu t  s tärker  
geworden. D i e  Schweizerische Na­
tionalbank pumpte  einmal m e h r  Li­
quidität  i n  d e n  Geldmarkt ,  u m  G e ­
gensteuer zum Anziehen de r  Ge ld­
marktzinssätze und des  Frankenkur­
ses zu  geben,  wie ein SNB-Sprecher 
auf Anfrage sagte. Dollar, D-Mark  
und andere  wichtige Währungen 
sackten a m  Mittwoch unter  psycho­
logisch wichtige Werte. Der  Dollar­
kurs ging zeitweise bis a u f  1,1982 
Franken zurück,  erhol te  sich bis ins 
Schlussgeschäft a b e r  wieder auf 
1,2001 (Vortag 1,2085) Franken. D e r  
Wert von 100 D-Mark  sank  zeitweise 
au f  d e n  Tagestiefstwert von 80,86 
Franken und erreichte im Schlussge­
schäft 80,94 (81,10) Franken.  
Schwächer zeigten sich auch das  bri­
tische Pfund u n d  andere  Währungen.  

Das Physiklabor 
am Bildschirm 
Heute mit Computer 96 

Dank  moderner  Computersimulation 
kann man nun auch durch die Welt 
d e r  Moleküle reisen. Für Schülerin­
nen  u n d  Schüler ein motivierendes 
Erlebnis hautnah miterleben zu kön­
nen,  was a n  Inhalten hinter  abstrak­
ten Formeln u n d  trockenen theoreti­
schen Beschreibungen steckt. 

A u f  unserer  Computersei te  finden 
Sie heute  unter  anderem folgende 
Themen :  
• D a s  Physiklabor am Bildschirm 
• Ein  Jahr nach Windows 95 
• Bit-reiche Verschlüsselung fürs 

Internet  
D i e  neuesten Entwicklungen auf 
d e m  Computer-  u n d  Multimedia­
mark t  j eden  Donners tag  im VOLKS­
BLATT. Heute  a u f  Seite 11. 

Vorstellung «Plattform gegen den Letzetunnel» 
Opposition gegen die Verkehrspolitik im Raum Feldkirch-Liechtenstein stellt sich heute in Feldkirch vor 
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(G.M.) - D e m  Projekt «Letzetunnel» 
als Siidumfahrung der Stadt Feldkirch er­
wächst zunehmend Opposition. Heute 
will sich eine «parteiunabhängige, über­
regionale Plattform gegen den Letzetun­
nel» an einer Pressekonferenz in Feld­
kirch der Öffentlichkeit vorstellen. Ne­
ben Liechtenstein sind auch in Vorarl­
berg, insbesondere in Frastanz, ableh­
nende Stimmen gegenüber dem Tunnel­
projekt zu vernehmen. 

Noch ist die  Entscheidung für d e n  de­
finitiven B a u  des  Letzetunnels nicht ge­
fallen, noch gibt es  Diskussionen über  
andere  Varianten zur  Verminderung des  
Verkehrs durch die Stadt  Feldkirch, noch 
wird e ine  Zusammenarbei t  über die  
Grenze  hinweg in d e r  Verkehrspolitik 
angestrebt. Alles also ist im Fluss, nur  
zwei Positionen scheinen unverändert  zu  
sein: Während  die Vorarlberger Regie­
rung den Letzetunnel  als Lösung des 
Verkehrsproblems Feldkirch propagiert ,  
möchte die liechtensteinische Regierung 
diesen Tünnelbau verhindern.  

Vertreter  de r  Vorarlberger und d e r  
liechtensteinischen Regierung trafen 
sich im Mai dieses Jahres zu  e iner  Aus­
sprache übe r  die Verkehrspolitik in de r  
engeren Region, wobei Verkehrsministe­
rin Dr.  Cornelia Gassner  im Anschluss a n  
das Gespräch  von einem «gewissen Ver­
ständnis für unsere Situation au f  Vorarl-

Die Stadt Feldkirch hat unter dem Verkehr zu leiden. Bringt der geplante Letzetunnel 
eine Entlastung oder zieht er zusätzlichen Verkehr an? (Bild: Günther Meier) 

berger Seite» sprach. Die Bau- und Ver­
kehrsministerin ha t t e  sich in Wien auch  
mit d e m  zuständigen Wirtschaftsminister 
getroffen, u m  a u f  Staatsebene die Pro­
blematik des  grenzüberschreitenden 
Verkehrs zu erör tern .  Auch aus d e r  öster­
reichischen Haupts tadt  nahm sie die Z u ­
sicherung mit, dass  e ine  gemeinsame Lö­
sung angestrebt werde. 

Eine vor kurzem veröffentlichte Stu­
die zur  Verkehrsproblematik i n  d e r  Re­
gion, insbesondere z u r  Südumfahrung 
Feldkirchs, tei l t  die  liechtensteinischen 
Bedenken:  Gutachter  Dr.  H e r m a n n  
Knoflacher gelangt z u m  Schluss,dass die  
Erweiterung des Strassenangebotes im 
R a u m  Feldkirch zu e iner  Ausweitung des  
Verkehrs führen  werde.  

Strafanstalt Saxerriet beschreitet neue Wege 
Strafgefangene gehen auf Rollstuhl-Trekking mit Behinderten - Umwelt-Zertifikat angestrebt 

Salez ( A P )  D i e  Strafanstalt Saxerriet 
im St. Galler Rheintal betritt mit zwei un­
gewöhnlichen Projekten Neuland. Im 
Herbst sollen 24 Strafgefangene mit 
Schwerstbehinderten auf eine Bergtour 
gehen, und ein Umweltmanagement-
System soll nach der internationalen 
ISO-Norm 14001 zertifiziert werden. 

Saxerriet-Direktor  Paul Brenzikofer 
bezeichnete d ie  beiden Projekte a n  e iner  
Pressekonferenz als grosse Herausforde­
rung. Das Rollstuhl-Trekking soll als e ine  
A r t  Wiedergutmachungsakt  betrachtet  
werden. Sozialpädagogin Irma G r a f  wies 
darauf  hin, dass sowohl Menschen im  
Rollstuhl als auch Menschen in d e r  Straf­

anstalt sich a m  Rande d e r  Gesellschaft 
bewegten. Fünf  Schwerstbehinderte u n d  
zwei Gehbehinderte sollen deshalb von 
24 Strafgefangenen begleitet mit speziell 
dafür  konstruierten Rollstühlen von  
Wildhaus (SG) zum Voralpsee u n d  nach 
e iner  Übernachtung nach  Malbun in 
Liechtenstein geführt werden .  

Beim Aufbau eines Umwel tmanage-
ment-Systems nach der  ISO-Norm 14001 
stehen d e r  Strafanstalt noch zahlreiche 
Hindernisse im Weg, zumal in  d e r  
Schweiz erst 25 Privatbetriebe zertifiziert 
worden sind. Saxerriet umfasst zwischen 
120 und 130 Wohneinheiten, eine k o m ­
plette Haushaltsinfrastruktur, logistische 

Bereiche, Gewerbebetriebe,  Rohma te -
rialen und eine Landwirtschaft mit  
Fruchtfolgeflächen und einigen hunder t  
Tieren. Z u d e m  könnten  Sicherheitsüber­
legungen im Strafvollzug die Erfül lung 
von ökologischen Anforderungen eben­
so beeinträchtigen wie d e r  s tändige 
Wechsel der  Insassen, die unterschied­
lichen Kulturen aus  e twa 20 Ländern u n d  
die Sparbestrebungen des Staats .Thomas 
Dyllick, de r  Di rek tor  des St. Ga l l e r  Uni ­
versitätsinstituts für Wirtschaft u n d  Ö k o ­
logie, welches das Umweltzertifikat ver ­
leiht, begrüsste die Bestrebungen d e r  
Strafanstalt u n d  erhofft  sich davon ein 
Signal für andere  Unte rnehmungen .  

FC Vaduz - Universitate Riga: Anpfiff 17.45 Uhr! 
Spannende Ausgangslage für  das heutige Rückspiel im Cup der Cupsieger a u f  dem Fussballplatz in Vaduz 
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KOMMENTAR 

Hans Brunhart lässt griissen. Die 
VU-Mehrheit der jetzigen Regierung 
hat ebenfalls einen folgenschweren 
Schritt in Sachen Wohnbauförderung 
getan. War es bei Brunhart der Griff 
in die Pensionskasse des Staatsperso­
nals, um einem privaten Bauherrn 
unter die Arme  zu greifen, so ist es 
diesmal der direkte Gri f f  in die 
Staatskasse. 

Es geht u m  Steuergelder, die gegen 
die eindeutigen Vorschriften des 
Wohnbauförderungsgesetzes ausbe­
zahlt wurden. Was bis jetzt an die Öf­
fentlichkeit in diesem Fall gedrungen 
ist, lässt a u f  zwei wesentliche Kom­
ponenten schliessen: Einerseits geht 
es u m  den Präsidenten der Wohn-
bäuförderungskommission, der in ei­
neröffentlichen Erklärung bekundet 
hat, dass er Vorschriften des Wohn­
bauförderungsgesetzes nicht kennt. 

Allerdings ist hinter seine Er­
klärung ein Fragezeichen zu  setzen, 
denn ihm lag der ablehnende Ent­
scheid f ü r  das Förderungsgesuch aus 
dem Jahre 1992 vor. A n  der Rechtsla­
ge hat sich in der Zwischenzeit nichts 
geändert. Und weil er diese Unterla­
gen nicht allen Kommissionsmitglie­
dern zur Entscheidungsfindung zu-

Parteifreundschaft 
kommen liess, kann die Schlussfolge­
rung gezogen werden, dass ihm die 
Förderung dieser beiden Objekte 
mehr am parteipolitischen Herzen 
lag als der Buchstabe des Gesetzes. 
" Unkenntnis des Gesetzes oder Be-
vorteilung dank «Parteifreund­
schaft», wie es im offenen Briefeines 
zurückgetretenen Kommissionsmit­
gliedes an die Regierung hiess - bei­
des wären Gründe f ü r  einen Rücktritt 
bzw. f ü r  eine Entlassung des Vorsit­
zenden. 

Anderseits geht es u m  die Haltung 
der Regierung, die in einer Rechts­
entscheidung zwar das gesetzes­
widrige Verhalten der VU-Mehrheit 
derWohnbauförderungskommission 
eindeutig feststellte, aber bisher keine 
Konsequenzen daraus gezogen hat: 
Der Präsident der Wohnbauförde-
rungskommission ist immer noch im 
Amt, die nach dem Gesetz einzig 
richtige Anweisung, nämlich die 
Rückzahlung der gesetzeswidrig aus­
gezahlten Förderungsbeiträge ist 
ausgeblieben. Stattdessen gelangte 
die V U  -Regierungsmehrheit z u m  
Schluss, dass a u f  eine Rückforderung 
verzichtet werde. 

Ein starkes Stück, wenn die Regie­
rung hie iner  Entscheidung zu einer 
Aufsichtsbeschwerde gegen den Prä­
sidenten der Wohnbauförderungs-
kommission ausführt, die Auszah­
lung von Wohnbauförderungsmitteln 
sei gesetzeswidrig erfolgt - trotzdem 
aber an der Förderung der beantrag­
ten Wohnbauobjekte festhält. 

Auch der VU-Regierungsmehrheit 
liegt offenbar mehr an der Förderung 
bestimmter Personen mit staatlichen 
Mitteln als an der Einhaltung der Ge­
setze. Günther Meier 

Die Mannschaft von Universitate Riga (Lettland) traf gestern Mittwoch in Vaduz ein, wo sie am abend a u f  dem Fussballplatz Va­
duz das Abschlusstraining absolvierte. Heute abend ab 17.45 Uhr wird die E l f  von Trainer Wladimir Nesterenko als Gegner des 
FC Vaduz versuchen, den Einzug in die 1. Hauptrunde des Europacups sicherzustellen. Die Ausgangslage zeigt sich spannend, en­
dete das Hinspiel vor zwei Wochen in Riga doch mit einem 1 :l-Unentschieden. 

Bundesrat legt 
Energiegesetz vor 

Bern ( A P )  Der  Bundesrat  ha t  die  
Weichen in der  Energiepolitik neu  
gestellt. E r  legte ein Energiegesetz 
vor, sprach sich gegen die beiden 
breit  abgestützten Energie-Initiati-
ven aus und  erteilte d e m  Atomlager  
in Würenlingen die Betriebsbewilli­
gung. Umweltverbände kritisierten 
einen Kniefall vor d e r  Energiewirt­
schaft. Das  Energiegesetz bezweckt 
eine sichere und wirtschaftliche 
Energieversorgung, sparsame und 
rationelle Energienutzung. 


